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4.2 Kristallkluft Gerstenegg/Guttannen, Erschliessung

Unter der Leitung der Kraftwerke Oberhasli AG konnten im Berichtsjahr die

Arbeiten zur Erschliessung dieser einzigartigen Kluft abgeschlossen werden. Dieses

durch einen Regierungsratsbeschluss vom 11. Dezember 1974 geschützte

Objekt kann somit in Zukunft in beschränktem Masse besichtigt werden. Eine

Beleuchtung und grosse Fenster ermöglichen Blicke in eine fantastische Kristallwelt.

An die erheblichen Kosten haben die KWO, die SEVA, der Bund sowie der

Kanton (aus staatlichen Naturschutzmitteln) beigetragen. R. Hauri

5. Änderung der kantonalen Naturschutzverordnung

Im Laufe der zunehmenden Mobilität und Freizeitaktivität hat der Druck auf die

Naturschutzgebiete mit Verkehrsmitteln und Sportgeräten aller Art vom Lande

und vom Wasser her stark zugenommen. In verschiedenen Naturschutzgebieten

ist deshalb ein verbesserter Schutz notwendig geworden.

In der kantonalen Naturschutzverordnung vom 8. Februar 1972 wird in Artikel

3 Absatz 1 festgelegt, dass die zum Schutze der Naturschutzgebiete und der

Naturdenkmäler erforderlichen Massnahmen durch Beschluss des Regierungsrates

oder Verfügung der Forstdirektion getroffen werden. Seit der Unterschutzstellung

des Häftlis im Jahre 1982 hat sich die Praxis eingespielt, dass Verkehrs-

massnahmen im Einverständnis mit dem Naturschutzinspektorat durch das

Strassenverkehrs- und Schiffahrtsamt verfügt und vollzogen werden. Diese

Amtsstelle ist gemäss Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung über die Zuständigkeiten

in der Schiffahrt vom 24. März 1982 zuständig für den Vollzug aller eidgenössischen

und kantonalen Vorschriften über die Binnenschiffahrt soweit nicht
ausdrücklich eine andere Regelung besteht. Die Kompetenz zum Erlass von Ver-

kehrsmassnahmen in Naturschutzgebieten wurde dem Strassenverkehrs- und

Schiffahrtsamt jeweils durch Regierungsratsbeschluss oder Verfügung der

Forstdirektion übertragen.

Der neue Absatz 4 von Artikel 3 der Naturschutzverordnung überträgt nun die

Verfügung von Strassenverkehrs- und schiffahrtsrechtlichen Verkehrsmassnah-

men zum Schutze von Naturschutzgebieten und Naturdenkmälern dem

Strassenverkehrs- und Schiffahrtsamt, welches die Massnahmen im Einverständnis mit

dem Naturschutzinspektorat vornimmt. Damit wird nicht nur den eidgenössischen

und kantonalen Signalisationsvorschriften besser Rechnung getragen,
sondern ein Verfahren, das sich in der Praxis bereits bewährt hat, ist in der

Naturschutzverordnung verankert. Das Strassenverkehrs- und Schiffahrtsamt verfügt
technisch und personell über die nötigen Voraussetzungen und hat grosse Erfahrung

in der Signalisation von Verkehrsmassnahmen. Zudem können die neu zu
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erlassenden Naturschutzbeschlüsse von umfangreichen verkehrstechnischen
Detailregelungen entlastet werden, und die rasche korrekte Signalisation ist
gewährleistet.

Eine zweite Änderung betrifft die Artikel 13 und 14 der Naturschutzverordnung.
In Anpassung an die Abänderung vom 1. Januar 1985 des Bundesgesetzes über
den Natur- und Heimatschutz konnte der Schutz von naturnahen Lebensräumen
und der Ufervegetation verbessert werden. Die Liste der besonders zu schützenden

Lebensräume wurde erweitert und näher umschrieben. Die Ersatzpflicht des
Verursachers für zerstörte oder beeinträchtigte Lebensräume wurde neu eingeführt.

Fortan ist nicht nur die Ufervegetation der öffentlichen, sondern aller
Gewässer geschützt. Sie darf weder gerodet noch überschüttet noch auf andere
Weise zum Absterben gebracht werden. Die Forstdirektion (Naturschutzinspektorat)

kann Ausnahmebewilligungen für Eingriffe in die Ufervegetation ertei-
'en- A. Bossert
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